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H1RVRI

®et|c^ie unb bte ©cßleb?gert(hie; aber für ba? ©üb»
Mfton?tpefen befießt fein ©sticht. ®er SMifel 34 ber
ûntonalen ®ubmiffion?orbnung oont 12. Februar 1914
ollte bte ©eroerbetreibenben fcßüßen. ®te ©ntfcßäbigung

üf* bte 2lrbeii?leifiung foDte ftd) zufammenfeßen au?
mweit», SJlaterial» unb Bififo Slufwanb be? Unternehmer?.

Reffet ift bte ftäbtifcße ©ubmiffion? Berorbnung nom
"• 3Jlärj 1917. @tne Slrbeit fann berechnet werben nur
"®u einer Qnftan^, bte praftifcß bartn tälig ift, alfo burcß
^ïufSoatbânbe. SJian feilte aber über bte ©tabt» unb
^ntonëgrenjen ßlnau?qeßen, man follte [dornetjerifd^e
"^recßnunq?fteüen fchajfen.

©in reuer Betfucß zum SRitfpracßerecßt ber Beruf?»
r^bänbe ift niebergetegt tn Slrtifel 22 ber Berorbnung
""«r bte Vergebung bon Sauarbeiten für bte ©tabt

©allen. ®iefer Slttifel lautet:
»Betuf?oetbänbe unb ©ubmiltenten ftnb berechtigt,

?*t öffentlichen ©ubmiffionen ber Behörbe oor ©töffnung
Singebote Bret?berecßnungen mit ben notroenbigen

^"iZ«langaben etnzureteßen.
©efeßetnt bte Berechnung eine? Beruf?oerbanbe? al§

?"gemcffen, fo foU bte Bergebung an eine? ober mehrere
^"geböte erfolgen, bte rtid^t erheblich baoon abwetten.

©rtlärt bte Beßörbe bte Berechnung eine? Beruf?»
"erbanbe? al? unannehmbar, fo hat festerer bas Stecht,
"Wert bret Sagen eine Überprüfung burch mtnbeften?
Sroet ©achoerftänbige p oerlangen. ®ie ©achoerftänbigen
Serben ju gleichen Sellen oon Der oergebenben Behörbe
"ub bem betreffenben Beruf?oerbanb bejetchnet. ®er
pUftimmige Befunb ber ©achoerftänbigen, befieße berfelbe
m einer Beftäligung ober in einer Berichtigung ber
Berechnung be? Beruf?oerbanbe?. ift im ©tnne oon
^bfaß 2 btefe? Slrlifel? für bte Bergebung maßgebenb.

Siegen feine Berechnungen oon Beruf? « Betbänben
"or ober fönnen fteß bte ©achoerftänbigen nfcßl einigen,
" hat bte Behörbe bie Bergebung nach freiem ©rmeffen

m SBürbigung be? in Slrtifel 21 aufgefteHten ©runbfaße?
jT" angemeffener ißret? — oorzuneßmen. Bet großen
4"terfchieben in ben geforberten greifen fallen bte nteb»
rigften Singebote im allgemeinen nicht berüeffießtigt werben,
'ofern fleh nicht bie Behörbe oon beten Slngemeffenßeit
""erzeugt hat").

©tnen folchen 2Beg hat man bei einer neueften Äoit»
rurrenj für Beparaturarbeiten an ber Staat?»
üraßenbrücfe über bie ©itter befchritten. ®te
Angebote ber Baumetfter gingen zunäcßft an ben ©ewerbe»
"rretn. Sie 3nfammenfiellung würbe etnem gaeßmann
Î" öürieß jur Überprüfung unterbreitet. Sin etner gemein»
lamen ©ißung würben tn offener Stu?fpracße bie ©tngaben

behanbelt unb eine @inßeit?offerte aufgefteüt. ®en Unter»
nehmern ftnb Sfbgebote innert befiimmten ©renjen bewilligt.
®a? ©rgebnl? ift abzuwarten.

Unzuftleben ift man oielfach mit ber Bergebung oon
Bauarbeiten burcß bie Bmtbe?baßnen.

Slrbeitqeber unb Slrbeiter, Slrchiteften unb Baumetfter
follten nicht/ rote bie? jeßt leiber oft ber galt ift, p
einanber im ©egenfaß flehen. SJlan fchaffe eine geotral»
fielle, auf bie man hören fönnte unb hören roürbe. Slucß
bte prioate Bautätigfett roürbe ßcß nach biefer Zentral»
fteQe richten. ®ie ©nifcßäbigung für ben Slrchiteften unb
für ben Baumetfter, rote auch bie 3lrbeit?löbne roürben
rießtig geregnet. ®ie ©tnfeßung einer ßommiffion ift p
empfehlen.

Çetr Hanton?ingenieur g. Berfinger führt au?,
baß bie Beparaturarbeit an ber ©itterbrfiefe ftcß an unb
für fi<h nteßt gut pr Konfurrenj etgnete. ®te gacßejperten
für Stetbauarbeiten ßnb feßroieriger zu ftnben ai? fût
^oeßbauarbeiten.

^err Slrchiteft ®itfeher, bei ber ®cel?bireflion iV
S. B. B, glaubt nach Betfptelen au? bem Tunnelbau
(©implon» unb Bofenbergtunnel), baß ba? oorgefcßlager.e
Baugericht nidjt immer zum geroünfchten gtele führen
wirb. Beim ^auenftelntunnel waren bte ©chroeizerfirmen,
geroißtgt burcß frühere Sunnel» Unternehmungen, in ber
©Ingabe hoch ®le Betlinerßcma hat iroß bem billigem
Slngebot gut abgefcßnltten, weil bte ©eologen fteß nießt
oerreeßneten, ja bte Berfjältniffe noeß günfliger waren,
al? biefe oorau?faßen. Slier ßätte ben Schweizern fagen
fotlen, baß fie hier zu ßoeß gerechnet hätten Bei Sunnel»
bauten foüte ber ©taat etnen Seil be? Bißfo? übernehmen.

(Slnfiimmig würbe befcßloffen, ber Ingenieur» unb
Slrcßiteftenoerein, ber Baumeifteroerbanb, ber ©ewerbe»
oerbanb unb ber ®ecßntferoerbanb foüen zur Bilbung
einer Sîommiffion je 3 SJiitglieber aborbnen.

üerträge zwischen Behörden und Privaten über
Gegenstände des öffentlichen Baupolizeirechtes;
deren UJirkung gegenüber dem Regierungsrat

als Aufsichtsbehörde und Rekursinstanz.
ein wichtiger entscheid des st. üallischen Regicrungsratcs.

(Korr.)

Slnläßlicß be? SIbfcßluffe? eine? @ppropriation?oer=
trage? im Slaßre 1899 zwifeßen etnem ©emetnberat unb
etnem prioaten ©runbeigentümer würben tn blefem Ber»
trag außer ben Seftimmungen über bie Bobenabtretung

Jllnstr. schweiz Handw. Zeitung („Meisterblatt") 123

»u-"»«................
Vepbancl QseiSipZjZpZn ^«sdi'ik-inwn l>. lZ.

Veàufs- unci gspatungsstslls: ?kiei-bof :: LaNnkokstpAsss 30

- ^slvpkon-^Iunims? 2S2S »»»»»^^»»»»

»av--————- »oz?

l-làs'ung vsz?i:

âàliàeiipApW. üoIum>M. iîlàsmn. filîllà
Gerichte und die Schiedsgerichte; aber für das Sub-
^ìsstonswesen besteht kein Gericht. Der Artikel 34 der
antonalen Submissionsordnung vom 12. Februar 1914
ollte die Gewerbetreibenden schützen. Die Entschädigung

iur die Arbeitsleistung sollte sich zusammensetzen aus
Arbeit-, Material- und Risiko Aufwand des Unternehmers,

k ^î/ser ist die städtische Submissions Verordnung vom
März 1917. Eine Arbeit kann berechnet werden nur

von einer Instanz, die praktisch darin tätig ist, also durch
Aerussv-rbände. Man sollte aber über die Stadt- und
Aantonsgrenzen hinausgehen, man sollte schweizerische
Aerechnungsstellen schaffen.

Ein neuer Versuch zum Mitspracherecht der Berufs-
"^bände ist niedergelegt in Artikel 22 der Verordnung
v°er die Vergebung von Bauarbeiten für die Stadt

Gallen. Dieser Artikel lautet-
»Berufsverbände und Submittenten sind berechtigt.

^ öffentlichen Submissionen der Behörde vor Eröffnung

^ Angebote Preisberechnungen mit den notwendigen
^wzelangaben einzureichen.

Erscheint die Berechnung eines Berussverbandes als
^gemessen, so soll die Vergebung an eines oder mehrere
Angebote erfolgen, die nicht erbeblich davon abweichen.

Erklärt die Behörde die Berechnung eines Berufs-
Verbandes als unannehmbar, so hat letzterer das Recht,
mnert drei Tagen eine Überprüfung durch mindestens
Zwei Sachverständige zu verlangen. Die Sachverständigen
werden zu gleichen Teilen von der vergebenden Behörde
Und dem betreffenden Berufsverband bezeichnet. Der
Einstimmige Befund der Sachverständigen, bestehe derselbe
A einer Bestätigung oder in einer Berichtigung der
Abrechnung des Berussverbandes. ist im Sinne von
Absatz 2 dieses Artikels für die Vergebung maßgebend.

Liegen keine Berechnungen von Berufs - Verbänden
vor oder können sich die Sachverständigen nicht einigen,
o hat die Behörde die Vergebung nach freiem Ermessen

iu Würdigung des in Artikel 21 aufgestellten Grundsatzes
17" angemessener Preis — vorzunehmen. Bei großen
Unterschieden in den geforderten Preisen sollen die nted-
Ugsten Angebote im allgemeinen nicht berücksichtigt werden,
uffern sich nicht die Behörde von deren Angemessenheit
Überzeugt hat").

Einen solchen Weg hat man bei einer neuesten Kon-
surrenz für Reparaturarbeiten an der Staats-
llraßenbrücke über die Sitter beschritten. Die
Angebote der Baumeister gingen zunächst an den Gewerbe-
verein. Die Zusammenstellung wurde einem Fachmann
ìu Zürich zur Überprüfung unterbreitet. An einer gemein-
lamen Sitzung wurden in offener Aussprache die Eingaben

behandelt und eine Einheitsofferte aufgestellt. Den Unter-
nehmern sind Abgebote innert bestimmten Grenzen bewilligt.
Das Ergebnis ist abzuwarten.

Unzufrieden ist man vielfach mit der Vergebung von
Bauarbeiten durch die Bundesbahnen.

Arbeitgeber und Arbeiter, Architekten und Baumeister
sollten nicht, wie dies jetzt leider oft der Fall ist, zu
einander im Gegensatz stehen. Man schaffe eine Zentral-
stelle, auf die man hören könnte und hören würde. Auch
die private Bautätigkeit würde sich nach dieser Zentral-
stelle richten. Die Entschädigung für den Architekten und
für den Baumeister, wie auch die Arbeitslöhne würden
richtig gerechnet. Die Einsetzung einer Kommission ist zu
empfehlen.

Herr Kantonsingenieur F. Bersinger führt aus,
daß die Reparaturarbeit an der Sitterbrücke sich an und
für sich nicht gut zur Konkurrenz eignete. Die Fachexperten
für Tiefbauarbeiten sind schwieriger zu finden als für
Hochbauarbeiten.

Herr Architekt H. Ditscher, bei der Kreisdireklion lV
8. k. U, glaubt nach Beispielen aus dem Tunnelbau
(Simplon- und Rosenbergtunnel), daß das vorgeschlagene
Baugericht nicht immer zum gewünschten Ziele führen
wird. Beim Hauensteintunnel waren die Schweizerfirmen,
gewitzigt durch frühere Tunnel-Unternehmungen, in der
Eingabe hoch Die Berlinerfirma hat trotz dem billigern
Angebot gut abgeschnitten, weil die Geologen sich nicht
verrechneten, ja die Verhältnisse noch günstiger waren,
als diese voraussahen. Wer hätte den Sckweizern sagen
sollen, daß sie hier zu hoch gerechnet hätten? Bei Tunnel-
bauten sollte der Staat einen Teil des Risikos übernehmen.

Einstimmig wurde beschlossen, der Ingenieur- und
Architektenverein, der Baumeisterverband, der Gewerbe-
verband und der Techntkeroerband sollen zur Bildung
einer Kommission je 3 Mitglieder abordnen.

Verträge zwischen vebörüen unü privaten über
kegenstänüe ües öffentlichen vaupoliseirechtes;
aeren Wrkung gegenüber üem ssegierungsrat

als Mfsichtsbebörüe unü steüursinstanz.
Kin wichtiger entîcheîâ ge, 8t. SsIIKchen sieglerungtrateî.

(Korr.)

Anläßlich des Abschlusses eines Expropriationsver-
träges im Jahre 1899 zwischen einem Gemeinderat und
einem privaten Grundeigentümer wurden in diesem Ver-
trag außer den Bestimmungen über die Bodenabtrelung
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audj eine SRcifje non Sorfd)riften übet bie Itt unb 2Beife
ber Seftraßung unb Ü6crbauunq beS bem ©tunbeigen,
tiimer oerbleibenben SReftgrunbftücfeS aufgenommen. ©In
îetl biefer Seftimmungen rourbe auf einem bem ©roro»
priattonSoertrage beigehefteten SeftraßungS- unb Über»
bauungSplan jeichnetifdj bargefteût. 3m £>etbß 1915
reifte bet betreffenbe ©runbeigentümer bem ©emeinbe»
rat ein betaiHterteS ©iraßenprcieüt jut ©eneßmiaung ein,
baS ftdj mit bem SertragSpIane oom Rahre 1899 becfte.
®a bet ©emeinberat biefem klarte lebialids generelle
Sebeutung beimaß, genehmigte er fd)ließltch auS 3roed=
mäßigfettSgrünben ein Srojeft, bas nom SertragSplan
jum ïeit abroidj. fplegegen führte bet betreffenbe ©runb»
eigentümer IRefurS beim SRegterungSrat mit bem Ser=
langen, es fei bie ©traße genau nadj SertragSplan auS»
juffihren. ©leidjeitig erheben anbete Rntereffenten gegen
bie geplante Seftraßung ©tnfpradje beim SegterungSrate.
hierüber hat letjterer folgenbeS in ©rroägung gejogen:

©egenftanb ber porliegenben SReïurfe bilbet ba§ nom
©emeinberat im Slprit 1916 genehmigte ©troßenprojeft,
baS ficb gleichzeitig als SeftraßungS» unb ttherbauungS»
plan barftetlt. ®er SReïurrent behauptet, baß bie frag»
lithe ©traße unb bamit auch bie überbauung bereits
burch Setlrag jmifchen ihm unb bem ©emeinberat im
Raßre 1899 enbgüttig feftgelegt toorben feien unb baß
le^terer fed) bei ber beiaiflterten Sröfeltierimg genau an
ben genannten Settrag ju halten habe. Sind) ber Siegte»

runglrat fei in feiner ©ntfcbetbungSbefugniS butth btefen
Vertrag gebunben. ©tefer Anficht !ann fteß inbeffen ber
SiegierungSrat nidjt anfefcließen. 2Bäre fie richtig. fo
mürben bamit bie oerfaffunqS» unb gefeßeSgemäß he»

ftehenben Kompetenzen beS SegierungSrateS als IRelurS»
inftanj unb Dberaufßchtäbehörbe fomplett auSgefd|altet.
®teS geht jeboch nicht att. Überall, too oom IRegterungS»
rat über abminiftratine Staublungen ber ihm untergeorb»
neten Seßörben ein 2lnfßd)tSrecht ober eine fRe!ur§ent»
IdjetbungSbefugniS jufteht — unb bieS trifft im fon»
treten Ratte gemäß 3lrt. 37 beS ©traßengefeßeS ') unb
3trt. 148 be§ ©inführungSgefeßeS jum fdjroetjetifd)en
Rioifgefeßbuch *) unbeftreitbar ju — ifi er lebiglicß burch
bie befteßenben öffentlidureditlichen Sorfchriften ber ®e=
feßgebung unb ber auf ©runb berfelben in richtiger Rorm
etlaffenen Serorbnunqen unb Sieglemente gebunben.

') ®emäb 2lrt. 37 bed @trajietigefetse§ entfeheibet ber Sîepie»

ml o* r ""'er inherent aud) über ben S8au ooti
9iebenftrnf)en (SSebütfmSfrnae, 2lrt unb 31nlaae ufm.)
t, s.'i"c 148 bed Smfüfmntqdqef ^ed sum 8- ®. 93-

T?" ®en ®emeinberäten aufqefteUten UebeibauunqS»
plane ber reßterunß§rätticßen ©enebmfßitng

ioh. Gräber, Eisenkonstruktions - Werkstätte

Wirsterthuï*, Wülflingerstrasse. — Telephon.

Spezialfall eiseFner Formen
für die

Zemenfwaren-lndustrie.
Silberne Medaille 1908 Mailand.

Patentierter Zementrohrformen - Verschluss.
Spezialartikel : Formen für alle Betriebe.

Eisenkonstruktionen jeder Art.
Dtirch bedeutende

Vergrösserungen 2889

höchste Leisttangsfäblglcelt.

SBäte bem nidjt fo, fo mürbe eS in ber SRodjt ber untern
SerroaltungSorqane ftehen, febe beliebige, an ftdj buret)
5Re!ur§ anfechtbare ober gar ber ©enehmiaung beS IRe*

glerungSrateS bebürftige abmlnifiratioe Sfiaßnahme tu bte

fform eines iBertrageS ju ftetben unb bamit bte bem

StegierungSrat oon ©efeßeS toegen ju ftehenben @nt=

fchetbungS» unb SiufßchtSbefuaniffe iHuforifch ju machen.
2tnberS läge bte ©ache, mem ber SertragSpIan oom

Rahre 1899 fid) jugleldj als recht§fräf!iger ühetbauungS'
plan barßeüen mürbe. Rn biefem Ratte mußte berfelhe
als öffentHdprechtlidje SBaupoIijetoorfdjrift, gleich etner
Srtltcheu Sauorbnung, oom SîegterungSrate refpeîttert
merben. ©in fold) redht5träfiiger Ü6erhauungSpIan liegt
aber in casu nicht oor; benn unerläßliche SBorauSfcßung
eines folchen ifi, baß er nidjt bloß oom betreffenben ®e»

metuberat, fonbern aeftüßt auf 3trt. 114 be§ Drgani»
fationSaefeßeS, Strt. 86 beS ©traßengefeßeS unb nunmehr
3lrt. 148 bei ©inführungSgefeßeS jum fchmetjerifrißen
3ioilgefepudh auch oom fRegterungSrat genehmigt unb
oorber jur ©rmBglidiung attfättiger ©infpradjen burch
britte öffentltdh aufgelegt toorben fei.

©teht fomit feft, baß bloße Verträge jmifd)en einer
©emetnbebehörbe unb einem ^tioaten über bem öffent»
liehen fQaupolijetrecht unterfteheube ©eqenfiänbe bie @nt»

fchetbungSbefugniS unb baS ïïufftchtSreçht beS StegtcrungS»
rateS in feiner SBeife ju beeinträchtigen oermögen, fo
fällt ber fonfrete iBertrag oom Rahre 1899 für bte @r»

tebigung ber oorliegenben Stefurfe oottftänbig außer Se»

tracht, unb e§ ßnb biefe lebiglidh auf ©runb ber he»

ftehenben öffentlich rechtlichen ®efeße§= unb SerorbnungS»
oorfd)tiften ju hehanbeln. ©arüber, roeldße Roigen bie

fraglichen SertragSbeftimmunaen unb beren attfättige,
jufolge beS gegenroärtigen SlefurSentfdjetbeS eintretenbe
Unerfüttharfeit für bte SertragSparteten haben, hat fed)
ber SKeglerungSrat nicht auSjuforechen. ©ieS ju tun,
roirb im ©trettfatte ©ache beâ fRicßterS fein.

Rn ber ©adße felhft hat ber IRegterungSrat bte nad)
93ertragSplan ooraefehene ühethanung als unannehmbar
bfjetdjnet, roeil fte fomobl ben jur Reit heftehenben
baupoltjeittcben Sotfd)riften rotbetfpredhe, als audh eine

gröbliche Serunfialtung beS 2anbfchaftSbilbe§ herbeiführen
mürbe.

©rttubtoaffcr.
3m „Öanbhote" berichtet ,fperr ®r. 3ul. SB eher:

Rrüber unterfd)ieb man jroet ^auptarten beâ in ben

oberflächlichen ©rbfchichten eingelieferten SBafferS; man
bejeichnete ba§ in ber ©iefe beS SobenS, fdjeinbar im
tttnßeftanb Oerharrenbe SBaffer al§ ©runbroaffer, mäßrenb
man ba3 an einjelneit ©teilen an§ ben ©efteinSmaffcn
anStretenbe SBaffer Quettroaffer nannte. ®iefe Unter»
fcheibung tft aber ftet§ auf ©d)ioierigfeiten geftußen ;

benn einerfeitö beßnbet fid) ba§ ©runbmaffer in ben

meiften Ratten gar nicht in rulfenbem Rnftanb, fonbern
e§ ftrümt, toenn an^ langfam, bur^ bie ^ßoren ber
©efiein§f<ht<htcm, anberfeitâ ift baS, maS bon biefem
unterirbifchen SBaffer lofaltfiert mieber jn ©age aus»

tritt, bod) eben nidjtS anbete» at» ©runbiuaffer. ÜRan

bezeichnet baßer gegenmärtig baS in ben ©rbfchichten
rußenbe roie ftrömenbe, foroie and) ba» aus ihnen au§»
tretenbe SBaffer als ©runbroaffer, inbem man bie Se»
Zeichnung Quettroaffer als gegenfäßlichen Segriff ju
©runbroaffer aufgibt, ©ine Quelle ift eine ©teile, uro
©runbroaffer, entroeber infolge natürlicher Serßättniffe
ober fünftlicher ©ingriße, austritt.

3n ben fêieëmaffen ber großen fdjioeizerifchen ïâlet
epiftieren.neben unb unter bem oberflächlich ablaufenben
Rlußroaffer noch mächtige ©runbroafferftröme, 'bie aller»
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auch eine Reihe von Vorschriften über die Art und Weise
der Bestrafung und llberbauung des dem Grundeigen-
tümer verbleibenden Restgrundstückes aufgenommen. Ein
Teil dieser Bestimmungen wurde auf einem dem Exvro-
pnationsvertrage beigehefteten Beftraßungs und Über-
bauungsplan zeichnerisch dargestellt. Im Herbst 1915
reichte der betreffende Grundeigentümer dem Gemeinde-
rat ein detailliertes Straßenprojekt zur Genehmigung ein,
das sich mit dem Vertragsplane vom Jahre 1899 deckte.
Da der Gemeinderat diesem Plane lediglich generelle
Bedeutung beimaß, genehmigte er schließlich aus Zweck-
Mäßigkeitsgründen ein Projekt, das vom Vertragsplan
zum Teil abwich. Hiegegen führte der betreffende Grund-
etgentümer Rekurs beim Regterungsrat mit dem Ver-
langen, es sei die Straße genau nach Vertragsplan aus-
zuführen. Gleichzeitig erheben andere Interessenten gegen
die geplante Bestrafung Einsprache beim Regierungsrate,
Hierüber hat letzterer folgendes in Erwägung gezogen:

Gegenstand der vorliegenden Rekurse bildet das vom
Geweinderat im April 1916 genehmigte Stroßenprojekt,
das sich gleichzeitig als Beftraßungs- und llberbauungs-
plan darstellt. Der Rekurrent behauptet, daß die frag-
liche Straße und damit auch die llberbauung bereits
durch Vertrag zwischen ihm und dem Gemeinderat im
Jahre 1899 endgültig festgelegt worden seien und daß
letzterer sich bei der detaillierten Projektierung genau an
den genannten Vertrag zu halten habe. Auch der Regie-
rungsrat sei in seiner Entscheidungsbefugnis durch diesen
Vertrag gebunden. Dieser Ansicht kann sich indessen der
Regierungsrat nicht anschließen. Wäre sie richtig, so
würden damit die verfaffunqs- und gesetzesgemäß be-
stehenden Kompetenzen des Regierungsrates als Rekurs-
instanz und Oberaussichtsbebörde komplett ausgeschaltet.
Dies geht jedoch nicht an. Überall, wo vom Regterungs-
rat über administrative Handlungen der ihm untergeord-
neten Behörden ein Aufsichtsrecht oder eine Rekursent-
tcheidungsbesugnis zusteht — und dies trifft im kon-
treten Falle gemäß Art. 37 des Straßengesetzes 5) und
Art, 148 des Einführungsgesetzes zum schweizerischen
Zivilgesetzbuch ') unbestreitbar zu — ist er lediglich durch
die bestehenden öffentlicki-rechtlichen Vorschriften der Ge-
setzqebung und der auf Grund derselben in richtiger Form
erlassenen Verordnungen und Reglements gebunden.

9 Gemäß Art. 37 des Straßengesetzes entscheidet der Regie-
rungsrat nn Reirrsfalle unter anderem auch über den Bau von
Nebenstraßen <Bedürfm5frnae, Art und Anlage usw.)

n >.'1 c
Gemäß Art, 148 des Einfichrungsges tzes zum Z, G. B,

drdüisen die von den Gemeinderäten aufgestellten Ueberbauunqs-
plane der regrerungsrätlichen Genehmigung
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Wäre dem nicht so, so würde es in der Macht der untern
Verwaltungsorgane stehen, jede beliebige, an sich durch
Rekurs anfechtbare oder gar der Genehmigung des Re-

gierungsrates bedürftige administrative Maßnahme in die

Form eines Vertrages zu kleiden und damit die dem

Regierungsrat von Gesetzes wegen zu stehenden Ent-
scheidungs- und Aufsichtsbefugniffe illusorisch zu machen.

Anders läge die Sache, wenn der Vertragsplan vom
Jahre 1899 sich zugleich als rechtskräftiger llberbauungs-
plan darstellen würde. In diesem Falle mußte derselbe
als öffentlich-rechtliche Baupolizeivorschrift, gleich einer
örtlichen Bauordnung, vom Regierungsrate respektiert
werden. Ein solch rechtskräftiger Überbauungsplan liegt
aber in casu nicht vor; denn unerläßliche Voraussetzung
eines solchen ist, daß er nicht bloß vom betreffenden Ge-
meinderat, sondern gestützt auf Art, 114 des Organi-
sationsaesetzes. Art. 86 des Straßengesetzes und nunmehr
Art. 148 des Einführungsgesetzes zum schweizerischen
Zivilgesetzbuch auch vom Regierungsrat genehmigt und
vorher zur Ermöglickmng allfälliger Einsprachen durch
dritte öffentlich aufgelegt worden sei.

Steht somit fest, daß bloße Verträge zwischen einer
Gemeindebehörde und einem Privaten über dem öffent-
lichen Baupolizeirecht unterstehende Gegenstände die Ent-
scheidungsbefugnis und das Aufsichtsrecht des Regterungs-
rates in keiner Weise zu beeinträchtigen vermögen, so

fällt der konkrete Vertrag vom Jahre 1899 für die Er-
lediqung der vorliegenden Rekurse vollständig außer Be-
tracht, und es sind diese lediglich auf Grund der be-

stehenden öffentlich rechtlichen Gesetzes- und Verordnungs-
Vorschriften zu behandeln. Darüber, welche Folgen die

fraglichen Vertragsbestimmungen und deren allfällige,
zufolge des gegenwärtigen Rekursentscheides eintretende
Unerfüllbarkeit für die Vertragsparteien haben, hat sich

der Regierungsrat nicht auszuforschen. Dies zu tun,
wird im Streitfälle Sache des Richters sein.

In der Sache selbst hat der Regierungsrat die nach

Vertragsplan vorgesehene llberbauung als unannehmbar
bezeichnet, weil sie sowohl den zur Zeit bestehenden
baupolizeilichen Vorschriften widerspreche, als auch eine

gröbliche Verunstaltung des Landschaftsbildes herbeiführen
würde.

Grundwasser.
Im „Landbote" berichtet Herr Dr. Jul. Weber:

Früher unterschied man zwei Hauptarten des in den

oberflächlichen Erdschichten eiugesickerten Wassers; man
bezeichnete das in der Tiefe des Bodens, scheinbar im
Ruhestand verharrende Wasser als Grundwasser, während
man das an einzelnen Stellen ans den Gesteinsmassen
austretende Wasser Quellwasser nannte. Diese Unter-
scheidung ist aber stets ans Schwierigkeiten gestoßen;
denn einerseits befindet sich das Grundwasser in den

meisten Fällen gar nicht in ruhendem Zustand, sondern
es strömt, wenn auch langsam, durch die Poren der
Gesteinsschichten, anderseits ist das, was von diesem
unterirdischen Wasser lokalisiert wieder zu Tage aus-
tritt, doch eben nichts anderes als Grundwasser. Man
bezeichnet daher gegenwärtig das in den Erdschichten
ruhende wie strömende, sowie auch das aus ihnen aus-
tretende Wasser als Grundwasser, indem man die Be-
zeichnung Quellwaffer als gegensätzlichen Begriff zu
Grundwasser aufgibt. Eine Quelle ist eine Stelle, wo
Grundmaffer, entweder infolge natürlicher Verhältnisse
oder künstlicher Eingriffe, austritt.

In den Kiesmassen der großen schweizerischen Täler
existieren neben und unter dem oberflächlich ablaufenden
Flußwasser uoch mächtige Grundwasserströme, die aller-
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